
Für das Nachschlagewerk: 
Für die Amtliche Sammlung!

Gesetzs 1» RVO § 633

Rechtssatzs a) Für die Tätigkeit deutscher Arbeitskräfte
bei der britischen Besatzungsmacht war Un­
ternehmer im Sinne der Sozialversicherung 
das Deutsche Reich und ist es nach ihrer 
Entstehung die Bundesrepublik»

b) Dasselbe gilt für den nach dem Zusammenbruch 
von 1945 in den westlichen Besatzungszonen 
wieder aufgenoromenen Betrieb der ehemaligen 
Deutschen Reichsbahn«,

Gesetz? 2» Gesetz über die erweiterte Zulassung von Scha­
denersatzansprüchen bei Dienst und Arbeitsun­
fällen vom 7» Dezember 1943 (RGBl I S 674)
§ 4 AbB 2

Rechtssatzs Hat ein bei der britischen Besatzungsmacht
beschäftigter deutscher Arbeitnehmer auf dem 
Wege zur Arbeit einen Eisenbahnunfall erlit­
ten, so hat der Träger der Sozialversicherung, 
der ihm infolgedessen Versicherungsleistungen 
gewährt, bei der Gleichheit des Unternehmers 

von'Beschäftigungs- und Unfallbetrieb keinen 
Rückgriffsanspruch gegen die Deutsche Bundes­
bahn»

Aktenzeichens VI ZR 43/55
Urteil des BGH vom 25- April 1956 - OLG Hamm



VI_Z^43/55
Verkündet am 25, April 1956 Klett, Justizassistent als 
Urkundsbeamter der Geschäfts-* 
stelle®

I m  N a m e n  d.e s V o l k e s  
In dem Hechtsstreit

der Deutschen Bundesbahn, vertreten durch die Bundesbahn ■ 
direktion in B M B B Ä p l a t z  Q,

Beklagten, Berufungsklägerin und 
Revisionsklägerin,

- prozeßbevollmächtigter* Rechtsanwalt

g e g e n

die Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz in A^^straße#, gesetzlich vertreten durch 
Vorstand,

Klägerin, Berufungsbeklagte und 
Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter* Rechtsanwalt Dr®

hat der VI» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 24® April 1956 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten ProfoDr„Meiß und der Bundes- 
riohter Dr®Gelhaar, Hanebeck, Dr«Bode und Erbel

für Hecht erkannt*

Auf die Rechtsmittel der Beklagten werden das Urteil des 9o Zivilsenats des Oberlandesge­
richts in Hamm vom 3» November 1954 aufgehoben 
und das Urteil der 2® Zivilkammer des Landge­
richts in Essen vom 31® März 1954 abgeändert®
]}io Klage wird abgcwicocn®
Die Kosten des Rechtsstreits werden der Klägerin auferlegt.

Von Rechts wegen



Tatbestands

Am 3o Februar 1948 erlitt Maria die damals
als Küchenhilfe bei dem £ ^ B ~ X ^ | H B ~ C l u b  in
einem Kasinobetrieb der britischen Besatzungsmaoht, tätig

der ihre Arbeitsunfähigkeit zur Folge hatte„ Die Klägerin 
zahlt ihr infolgedessen eine Invalidenrente, die sich 
bis November 1952 auf monatlich 50,85 DM belaufen hat 
und seitdem monatlich 55,85 DM beträgt„

Mit Schreiben vom 24« Oktober 1950 teilte die Be­
klagte der Klägerin mit, sie erkenne die Haftung für den 
Unfall 1111 ^äbmen der Bestimmungen des Reichsha.fi>-
pflicb'tgesetzes CM 1 und 3 a) an. Sie erstattete der Klä­
gerin auch bis Juni 1952 die von ihr gezahlten Rentenbe- 
träge, lehnte die Zahlung aber für die Folgezeit ab«

Die Klägerin hält sie -auf Grund Forderungsübergangs 
nach § 1542 EVO wie auch auf Grund Schuldanerkenntnisses 
nach § 781 BGB zur weiteren Zahlung für verpflichtet„
Sie hat mit der Klage 1 092 3M nebst Ziiisen von ihr ver­
langt sowie für die Zeit vom 1» März 1954 bis zur Vollen­
dung des 65» Lebensjahres der am 3« November 1900 gebo­
renen Maria in weiterhin Zahlung von monat­
lich 55,85 DM begehrt«

Die Beklagte hat den Standpunkt eingenommen, ihre Scha­
denshaftung sei nach § 898 RVO ausgeschlossen,, Der Unfall 
habe sich nämlich in dem 'Eisenbahnbetrieb desselben Unter­
nehmers, des Deutschen Reiches, zugetragen, in dessen Dien­
sten die Verunglückte auch in ihrer Arbeitsstellung bei der 
britischen Besatzungsmacht gestanden habe« Das Schreiben 
vom §4o Oktober 1950 stelle kein abstraktes Schuldanerkennt-

war, auf dem Reichsbahnhof in E einen Unfall,
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nis dar? andernfalls werde es nach Bereicheruhgsgrund- 
Sätzen zurückgefordert0

Das Landgericht, das - entsprechend dem damaligen 
Vortrag der Parteien - davon ausgegangen war, die Verun­
glückte sei als Putzhilfe bei der Kriegsschädenfest st el-- 
lungsbehörde der Stadt beschäftigt gewesen, hat die
Beklagte verurteilt, 1 092 DM nebst Zinsen und ferner vom 
lo März 1954 ab bis zum 3o November 1965, längstens ;je- 
doch :h±s zum Tode der Maria monatlich 55,85 DU
an die Klägerin zu zahleno

Die Berufung der Beklagten gegen dieses Urteil ist 
zurückgewiesen worden«»

Mit der Revision verfolgt die Beklagte weiterhin das 
Ziel der Klagabweisung«,

Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen„

Ent soheidungsgründeg

lo Wie unter den Parteien unstreitig ist, liegen die 
Voraussetzungen vor, unter denen für Maria we6en
ihres Unfalls nach den Bestimmungen des Reichshaftpflicht- 
gesetzes Schadensersatzansprüche gegen den Unternehmer 
des Eisenbahnbetriebes erwachsen sind® Liesen Ansprüchen 
kann in keinem Palle die Bestimmung des § 898 RVO entgegen­
stehen, da sich der Unfall der Geschädigten bei ihrer Teil­
nahme am allgemeinen Verkehr zugetragen hat und der Aus­
schluß der Unternehmerhaftung durch § 898 RVO daher gemäß 
§ 3 Abo 2 de3 Gesetzes vom 7» Dezember 1945 über die erwei­
terte Zulassung von Schadenersatzansprüchen bei Dienst- und
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Arbeitsunfällen (RGBl I, 674) entfällt. Wie sich nämlich 
aus dem Sachvortrag der Beklagten mit der von ihr wieder- 
gegebenen Unfalldarstellung der Maria K 0 B  ergibt f 
der nach den Urteilsfeststellungen unstreitig geworden 
ist, hat sich der Unfall ereignet, als die Verletzte den 
Eisenbahnzug verließ, mit dem sie frühmorgens regelmäßig 
von nach, E g g J H H M  zu ihrer dortigen Arbeitsstätte
fuhr. Erst recht kann sich - entgegen der Betrachtungswel 
se des Berufungsgerichts - die Frage nicht dahin stellen, 
ob das Gesetz vom 7« Dezember 1943 die Entstehung von 
Schadenersatzansprüchen der Geschädigten gegen die Be­
klagte gehindert hat. Dieses Gesetz will die Haftung des 
Unternehmers gegenüber dem Unfallgeschädigten nicht ein- 
schränken, sondern vielmehr erweitern. Vorliegend ksnn es 
sich allein darum handeln, ob die unzweifelhaft entstan­
denen Schadensersatzansprüche der Geschädigten gegen die 
Beklagte in Höhe der von der Klägerin erbrachten und wei­
terhin zu erbriifpnäeu Ifentenleistungen auf diese übergegan­
gen sind und die Klägerin sie nunmehr gegen die Beklagte 
geltend machen kann»

2» a) Wenn auch § 1542 Abs 1 Satz 1 HVO einen solchen 
Hechtsübergang bei Schadenersatzpflicht eines Dritten in 
aller Regel eintreten läßt* so gilt dies nach § 1542 Abs 1 
Satz 3 RVO bei- den gegen Unfall Versicherten (und ihren 
Hinterbliebenen) doch nur insoweit, als es sich nicht 
um einen Anspruch gegen den Unternehmer (oder die ihm nach 
§ 899 HVO Gleichgestellten) handelt. Während also der Scha­
densersatzanspruch des durch einen Arbeitsunfall Verletz 
ten gegen jeden anderen Schädiger im Umfang der ihm zu 
gewährenden Sozialleistungen auf die Träger der Sozial­
versicherung übergeht, bleiben etwaige Ansprüche gegen den 
Uu t» er nehme r seihst vom Übergang ausgenommen, ist der Unfall 
bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr eingetreten, so
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haben nach § 4 Abs 2 des Gesetzes vom 7. Dezember 1943 die 
Träger der reichsgesetzlichen Versicherung, die nach den 
Vorschriften des Sozialversicherungsrechts Leistungen zu 
gewähren haben, keinen Anspruch auf Ersatz dieser Leistun­
gen gegen den zum Schadensersatz verpflichteten Unterneh­
mer (oder ihm nach § 899 RVO Gleichgestellte)* Nur Ansprü­
che aus eigenem Recht nach § 903 RVO, dessen Voraussetzung 
gen hier nicht vorliegen, können solchenfalls in Betracht 
kommen o

Daß ein Rückgriff durch § 4 Abs 2 des Gesetzes vom 
7. Dezember 1943 ausgeschlossen worden ist, hat seinen 
Grund darin, daß aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
Auseinandersetzungen und Verrechnungen zwischen den Ver­
waltungen, Berufsgenossenschaften usw» haben vermieden 
werden sollen (AmtlBegr zum Gesetz vom 7» Dezember 1943 
- DJ 1944, 21 ^27).

b) Es ist eine Invalidenrente, die der Unfallgeschä-• 
digten von der Klägerin gezahlt wird* Die Invalidität ist 
aber infolge des Unfalls eingetreten (laut unstreitigem 
Rentenfeststellungsbescheid vom 30o Januar 1951 durch Ver­
lust beider Beine). Der Unfall geschah auf dem Wege zur 
Arbeitsstätte, war daher nach § 543 RVO ein Arbeitsunfall, 
wie es Voraussetzung für dfe Anwendbarkeit sowohl des 
§ 898 RVO als auch des Gesetzes vom 7o Dezember 1943 ist« 
Gleichviel, ob die Bestimmung des § 1542 Abs 1 Satz 3 RVO 
nur für den Bereich der Unfallversicherung gilt oder darüber 
hinaus auch eine aus Giünden des Unfalls eintretende Kran­
ken- und Invalidenversicherung betrifft (vgl hierzu RGZ 102, 
131 und Menkens in Mitteilungsblatt für die Sozialversiche­
rung 1950, 361 ff mit weiteren Nachweisen), greift hier 
also die Bestimmung des § 4 Aba 2 des Gesetzes vom 7o De­
zember 1943 Platz, die allgemein den Rückgriff eines Trägere



der Sozialversicherung gegen den zum Schadensersatz ver­
pflichteten Unternehmer ausschließt, ohne es auf die 
Art der Versicherung abzustellenc Da das Gesetz vom 
7« Dezember 1943' indessen nur eine Ausnahmeregelung 
gegenüber § 898 RVO (und den hier nicht in Betracht kom­
menden entsprechenden Vorschriften des Versorgungsrechts) 
trifft, beschränkt sich seine Anwendbarkeit auf solche 
Fälle, in denen die Schadenshaftung des Unternehmers nach 
§ 898 RVO (oder nach Vorschriften des Versorgungsrechts) 
ausgeschlossen wäre, wenn sich der Unfall nicht bei der 
Teilnahme am allgemeinen Verkehr ereignet hätte. Bei dem 
Arbeitsunfall muß es sich daher um einen Unfall im Dienste 
desjenigen Unternehmers handeln, um dessen Haftung gegen­
über dem Geschädigten es nach § 898 RVO und § 1 des Ge­
setzes vom 7. Dezember 1943 geht. Schadensersatzansprüche 
eines Unfallgeschädigten, die gegen einen anderen als den 
Unternehmer bestehen, dem er in seinem Beschäftigungsver- 
hältnis gegenübersteht, werden durch § 898 RVO und durch 
das Gesetz vom 7o Dezember 1943 nicht berührt| sie werden 
durch § 898 RVO nicht ausgeschlossen und duröh das Gesetz 
vom 7o Dezember 1943 darum auch nicht wieder hergestelltc 
Der Rückgriff eines Trägers der Sozialversicherung gegen 
einen dem Unfallgeschädigten fremden Unternehmer ist durch 
§ 4 Abs 2 des Gesetzes vom 7e Dezember 1943 nicht verwehrt. 
Ein Anspruch auf Erstattung seiner Leistungen ist dem Trä­
ger der Sozialversicherung nur gegenüber dem eigenen Unter­
nehmer des Unfallgeschädigten versagt«

c) Dabei kommt es aber nicht darauf an, ob der Ge­
schädigte den Unfall gerade in dem Betriebe erlitten hat, 
in dem er beschäftigt war. Maßgebend ist nur, ob der Unter­
nehmer des Unfallbetriebes auch der Unternehmer des Beschäf- 
tigungsbetriebea gewesen ist. Gerade um die Unbilligkeiten 
zu beseitigen, die sich bei dem Ausschluß der Haftung des



Unternehmers nach § 898 RYO ergeben können, wenn der ln 
dem einen Betrieb des Unternehmers beschäftigte Arbeit­
nehmer als Teilnehmer am allgemeinen Verkehr in einem 
anderen, diesem Verkehr dienenden Betrieb desselben Unter­
nehmers verunglückt, ist das Gesetz vom 7» Dezember 194? • 
erlassen worden«, Darum hat das Gesetz nach seiner amtliche: 
Begründung insbesondere auch den Pall treffen wollen, daß 
ein Versicherter, der im Dienst einer öffentlichen Ver­
waltung des Reiches steht, bei der Teilnahme am allgemei­
nen Verkehr einen Arbeitsunfall im Bereich einer anderen 
Verwaltung des Reiches erleidet; ihm soll es nicht als 
haftungsausschließend entgegengehalten werden können, daß 
die Verwaltungen trotz ihrer äußeren Verschiedenheit m  
dem Reich als Unternehmer im Sinne des § 633 RVO zu einer 
Einheit zusammengefaßt sind (vgl DJ 1944, 21)*

Die Beurteilung der Präge, ob die Klägerin im Wege 
des Rückgriffs von der Beklagten Erstattung ihres Renten­
aufwandes verlangen kann, hängt demnach, wie das Berufungs­
gericht - wenn auch von nicht ganz zutreffender Ausgangs­
betrachtung aus - richtig heryorgehoben hat, davon ao, ob 
i:i Bezug auf das Beschäftigungsverhältnis der Geschädig­
ten wie auch in,Bezug' auf den Eisenbahnbetrieb Unterneh- 
raereinheit anzunehmen ist oder nicht0 Wenn ja, ist ein 
Eückgriffsrecht ausgeschlossen«,

3p Nach § 633 RVO ist Unternehmer eines Betriebes oder 
einer Tätigkeit derjenige, für dessen ßechnung der Betrieb 
oder die Tätigkeit geht. Es sind also wirtschaftliche Ge­
sichtspunkte, die maßgeblich im Vordergrund stehen»

a) Wie das Berufungsgericht unter.Hinweis auf das Ge­
setz vom 10» Februar 1937 zur Neuregelung der Verhältnis­
se der Reichsbank und der Deutschen Reichsbahn (RGBl II, 47)
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und das ihm folgende Gesetz über die deutsche Reichsbahn 
vom 4o Juli 1939 (RGBl I, 1205) zutreffend dargelegt hat, 
ist Unternehmer der Eisenbahn, in deren Betrieb die G e ­
schädigte den Unfall am 3* Februar 1948 erlitten hat, das 
Deutsche Reich gewesen. Zwar war das Deutsche Reich 1945 
zusemmengebrochen* Es hatte aber nicht zu bestehen aufge­
hört, sondern war bei dem Wegfall seiner Organe nur hand' 
lungsunfähig geworden« So war auch die Verwaltung des 
reichseigenen Sondervermögens der Deutschen Reichsbahn 
ihrer Verwaltungsspitze, des Reichsverkehrsministers, 
beraubt« Von den Besatzungsmächten, die in Deutschland 
die gesamte Regierungsgewalt übernommen hatten, war der 
Reichsbahnbetrieb zunächst stillgelegt worden, bis er un­
ter ihrer Leitung oder wenigstens unter ihrer Kontrolle 
örtlich wieder aufgenoramen und zunächst innerhalb der ein • 
zelnen BesatzungsZonen zusammengeschlossen wurde» Dabei 
kam es zu einer tatsächlichen Aufspaltung des früher ein­
heitlichen Sondervermögens, die zufolge Art 87 Abs 1 und 
134 Abs 1 GrundG und Gesetz vom 2» März 1951 über die ver­
mögensrechtlichen Verhältnisse der Deutschen Baundesbahn 
(BGBl I, 155) bisher nur auf dem Gebiete der Bundesrepub­
lik durch Rechtsnachfolgeschaft der Deutschen Bundesbaiin 
als Sondervermögen des Bundes überwunden worden ist« Als 
es am 3* Februar 1948 zu dem Unfall der Geschädigten kam, 
bestand erst eine "Verwaltung für Verkehr" in den zum 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet zusammengeschlossenen bri­
tischen und amerikanischen Besatzungszonen; sie nahm unter 
Leitung eines "Direktors für Verkehr" die Aufgaben eines 
bizonalen Verkehrsministeriums wahr, soweit deutsche Stel­
len hierfür überhaupt schon zuständig waren (vgl Mayer- 
Kaustein-Finger, Die Deutsche Bundesbahn, 2« Aufl 1953 
S 14)oUnternehmer der Eisenbahn war zu der hier in Be­
tracht kommenden Zeit also das Deutsche Reich, für das 
hinsichtlich des Sondervermögens der Eisenbahn die genann-
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ten deutschen Stellen unter der die Regierungsgewalt ln 
Deutschland ausübenden Besatzungsmacht die Verwaltung 
führteno

b) Was das Beschäftigungsverhältnis betrifft, in dem 
die Geschädigte als Küchenhilfe für eine britische Besät- 
zungsstelle tätig gewesen ist, so ist dem Berufungsgericht 
darin beizutreten, daß dieses nicht unter dem Gesichts • 
punkt einer völkerrechtlichen Requisition (Art 52 Haager 
landkriegsordnung) zu betrachten, sondern als privatrecht­
liches Arbeitsverhältnis anzusehen ist« Dies ist die Auf­
fassung gewesen, die nach dem in RdA 1949, 96/97 von Beitz- 
ke mitgeteilten Gutachten der zonalen Dienststelle des 
Legal Adviser in Herford bei der britischen Militärregie • 
rung in Bezug auf die Beschäftigung deutscher Arbeitskräfte 
bestanden hat und' nach der sich bei dem in erster Linie 
maßgebenden Willen der Besatzungsmacht bestimmt, ob aas 
Arbeitsverhältnis dem Requisitionsrecht oder dem Privat­
recht zuzuordnen ist,

c) Dabei ist aber von Bedeutung, daß die britische 
Militärregierung, wie das erwähnte Gutachten des Legal 
Adviser erkennen läßt, die Annahme eines Vertragsverhä.l.t- 
nisses zwischen ihr und den deutschen Arbeitskräften abge­
lehnt und den Standpunkt eingenommen hat, es sei ein Ver­
trag des deutschen Arbeitnehmers mit der deutschen Behör­
de, auf Grund dessen sie die ihr von der deutschen Behör­
de zur Verfügung gestellten Dienste des deutschen Arbei­
ters entgegennehmeo Das britische Personal, so sagte in 
Ergänzung der Industrial-Relations-Directive Nr 11 vom 
März 1946 die weitere Direktive Nr 25 der Abteilung 
Industrial-Relations, sollte sich oder die Militärregierung 
nicht insofern als ''Arbeitgeber” dieser Arbeitskräfte be­
trachten, soweit es gilt, Verantwortung für ihre Lohn- und
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Arbeitsbedingungen zu übernehmen» Arbeiter, die sich über 
ihre Lohnsätze oder Arbeitsbedingungen beschwerten, seien 
an das deutsche Arbeitsamt zu verweisen (vgl die Wieder­
gabe bei Drabik in Arbeit und Sozialpolitik 1948, Nr 19 
S 2)d Arbeitgeber war hiernach die Besatzungsstelle nur 
insofern, als sie die Arbeit vergab und leitete; arbeits­
rechtliche Beziehungen zwischen Arbeitnehmer und Besät- • 
zungsstelle konnten daher nur in dem hierdurch bestimmten 
Umfang bestehen,. Im übrigen waren es aber die deutschen 
Dienststellen, bei denen das ArbeiteVerhältnis eines bei 
den britischen Besatzungsstellen beschäftigten deutschen 
Arbeiters sich konzentrierte. Ihnen lag die Lohnzahlung 
ob? bei ihnen ruhte die gesamte sonstige materielle Be­
lastung aus dem Arbeitsverhältnis (vgl hierzu Dietz in 
AR-Blattei D Stichwort Besatzungsmacht, Allgemeine .Er.t-• 
Wicklung und britische Zone, 1, Fortsetzungsblatt mit Nach­
weisen), Insbesondere hatten die deutschen Stellen auch, 
wie der 'Fiaanaminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
im Einvernehmen mit dem Arbeitsminister in einem Erlaß 
-rom 30, April 1947 ausdrücklich klarstellte, hinsichtlich 
der Sozialversicherungsabzüge wie auch für die gesetzliche 
Unfallversicherung die Pflichten des Arbeitgebers zu erfül­
len (wiedergegeben von Butz in MDR 1948, 103 /l06/).

Die Aufwendungen aus dem Beschäftigungsverhältnis 
eines deutschen Arbeiters bei der Besatzungsmacht stellen 
sich als Besatzungskosten dar, deren Regelung Reichssaeiie 
gewesen und nach Art 120 GrundG später Bundessache geworden 
ist. Die Tätigkeit der Geschädigten ging vorliegend also 
zu Lasten des Deutschen Reiches, Wenn die Feststellungsbe­
hörde der Stadt E ^ ^ L o h n  gezahlt und sonstige Aufwendungen 
getragen hat, so hat sie nach den zutreffenden Ausführungen 
dco Berufungsgerichts Aufgaben des Reiches erfüllt*
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d) Dae Berufungsgericht trägt gleichwohl Bedenken, 
das Deutsche Reich in Bezug auf die Tätigkeit der Ge­
schädigten als Unternehmerin im Sinne des § 633 HVO an­
zusehen, weil das Reich lediglich die Rolle eines Geld­
gebers gehabt, zu dem Beschäftigungsbetrieb selbst aber 
in keiner Beziehung gestanden und insbesondere keine Ver­
fügungsgewalt gehabt habe, kraft deren es maßgebende An­
ordnungen für den Bereich des Betriebes habe treffen kön­
nen,- Diese Bedenken können nicht durchgreifen.

Wenn es um die Präge geht, auf wessen Rechnung ein 
Betrieb oder eine Tätigkeit geht, so ist allerdings rich­
tig, daß diese Voraussetzungen im allgemeinen nicht schon 
erfüllt, wer den Beschäftigungsbetrieb nur mit Kapital 
ausstattet. In der Rechtsprechung zu § 633 HVO ist hervor­
gehoben worden, notwendig sei eine unmittelbare Beteili­
gung an dem wirtschaftlichen Erträgnis des Unternehmens 
mit weitgehender Einwirkung auf die Betriebsführung oder 
wenigstens mit maßgeblichem Einfluß auf die kaufmännische 
Leitung des Unternehmens (vgl Lauterbach, Unfallversicherung 
2, Aufl § 633 Anm 2? Brackmann, Handbuch der Sozialversi­
cherung, Bd II S 502, - jeweils mit Nachweisen} siehe auch 
aus früherer Zeit namentlich Schraeder-Strichy Die'deutsche 1 
Unfallversicherung, Bd II § 633 Anm 2); Hierbei ist aber 
erkennbar auf die Verhältnisse bei eingerichteten Gewerbe­
betrieben abgestellt, die auf die Erzielung von Gewinn ge­
richtet sind. Schon die Umgestaltung der gesetzlichen-Unfall­
versicherung von der früheren Betriebsversicherung zu einer 
Personenversicherung durch das sechste ünderungsgesetz zur 
ReichsVersicherungsordnung vom 9, März 1942 (RGBl I, 107) 
hatte jedoch dazu geführt, daß der Begriff des Unternehmers 
in weiterem Sinne, losgelöst von dem Bestehen eines der in 
§ 537 HVO aP aufgezählten Betriebe verstanden werden mußte. 
Dabei brauchte es auch nicht mehr immer darauf anzukcmmen,
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c'b die Tätigkeit einem Gewinnstreben dessen diente, dem 
sie zugute kam» Unfallversicherungsschutz bestand nunmehr 
z,B» auch für die in der Wohlfahrtspflege Tätigen, für die 
Angehörigen des Deutschen Roten Kreuzes, der Technischen 
Hothilfe und der Feuerwehren, so auch für Personen, die 
ohne besondere rechtliche Verpflichtung bei Unglücksfällen 
Hilfe leisteten oder auch etwa einem Amtsträger des Staates 
Hilfe gewährten, von .dem sie zur Unterstützung bei einer 
Diensthandlung zugezogen wurden (§ 537 Ziff 2, 3, 5 RVC).
Bei diesem Strukturwandel der Unfallversicherung können 
die früher hervorgekehrten Merlanale für die Feststellung 
der Unternehmereigenschaft also nicht mehr unbedingt maß­
gebend sein. Ob jemand im Sinne des § -633 RVO als Unter­
nehmer zu gelten hat, läßt sich von der Begriffsbestimmung 
des Gesetzes aus nur nach Lage des Einzelfalles beurtei­
len, wobei die Art der betreffenden Tätigkeit und die ge­
samten tatsächlichen Verhältnisse der Beteiligten in ihrer 
Zuordnung zueinander zu berücksichtigen sind. Die eigen­
tümliche Gestaltung des Beschäftigungsverhältnisses deut­
scher Arbeitskräfte bei den Besatzungsmächten gebietet 
eine Betrachtung, die den Besonderheiten der Sachlage 
Rechnung trägt.

Danach geht es aber nicht an, das Deutsche Reich einem GeJfi- 
geber gleichzuachten, der einem anderen für sein Unterneh­
men lediglich Betriebskapital zur Verfügung stellt, ohne 
zu diesem Unternehmen in weiteren Beziehungen zu stehen.
Das Reich hat sich' hier vielmehr durchaus in der Rolle des­
sen befunden, der aus dem jeweiligen Arbeitsverhältnis un­
mittelbar verpflichtet ist und die mit ihm verbundenen 
Lasten zu tragen hat, darunter bezeichnenderweise gerade 
auch die Lasten, die dem Unternehmer nach dem Recht der 
Sozial/erSicherung obliegen. Es wäre nicht gerechtfertigt, 
das Deutsche Reich hinsichtlich dieser Lasten als Unter-



nebmer zu betrachten, nicht aber auch hinsichtlich der 
Haftungsbeschränkung nach § 898 RVO, die nach dem Sinn 
der Unfallversicherung als Ausgleich für die Leistungen 
zur Versicherung gedacht ist und auf der das Gesetz vom 
7o Dezember 1943 basiert« Daß eine Haftung des Reiches 
für Arbeitsunfälle deutscher Beschäftigter bei Besatzunge­
stellen überhaupt nicht in Betracht gekommen wäre, wie 
das Berufungsgericht meint, trifft nicht zu0 Zwar konnte 
eine unmittelbare Schadensersatzpflicht aus Verletzung 
betrieblicher Schutzerfordemisse durch deutsche Stellen 
praktisch kaum eintreten« Wohl aber konnten die Voraus­
setzungen einer Schadenshaftung durch Personal der Besät-• 
zungsmacht-verwirklicht werden« Ersatzansprüche waren zur 
Regelung durch die deutschen PestStellungsbehörden durch 
die Technische Anweisung Hr 99 der Finance Division der 
britischen Militärregierung (V0B1 BZ 1947, 95) zugelassen 
und gingen zu Lasten des Reiches, später der Bundesrepublik 
(vgl für die spätere Zeit AHKG Nr 47 vom 8« Februar 1951 
- ABI AHK Nr 47 S 767 /= SB1 1951, 222/ und Br,Zone".-VO 
Nr 228 vom 2. April 1951 - ABI AHK Nr 52 S 847 ^  SB1 1951, 
435/)‘o Darum kann es auch nicht, von entscheidender Bedeu­
tung sein, daß deutschen Stellen eine Weisungsbefugnis 
bei der Ar*beitsausführung nicht zustand« Vom Standpunkt 
des früheren Gesetzes aus hatte das Reichsgericht bereits 
ausgesprochen, es müsse im einzelnen Falle abgewogen wer­
den, welches Merkmal aus besonderen Gründen den Ausschlag 
zu geben habe, wenn nicht die Verfügung über den Betrieb 
derselben Person zustehe, für deren Rechnung er gehe 
(RGZ 75, 7 ^ö/)« Erst recht gilt dies für das gewandelte 
Recht der Unfallversicherung bei den hier gegebenen beson­
deren Verhältnissen« Daß bei ihnen das wirtschaftliche 
Schwergewicht, auf das es nach § 633 RVO vorwiegend an*• 
kommt, beim Deutschen Reich gelegen hat, kann füglich 
nicht bezweifelt werden« Entgegen der Ansicht des Beru­
fungsgerichts muß hier daher das Deutsche Reich und nunmehr
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dia Bundesrepublik, auf deren Besatzungakostenbausholt die 
betreffenden Lasten jetzt gehen (Art 120 GrundG? § 6 ZI.ff 
1 des ersten tfberleitungsgesetzes vom 28, November 1950 
/'BGBl 1950, 772/? Art 44 Abs 8 des Truppenvertrages £ßGBl 
1955 II, 321 ff/)als Unternehmer im Sinne des § 633 RVO 
angesehen werden (so auch Wussow Tfl 1953, 11 ? vgl auch 
Wussow, Unfallhaftpflichtrecht 5p Aufl S 285)» Daß die 
Bundesrepublik am 28« Januar 1955 für Arbeitnehmer bei 
der Besatzungsmacht mit Zustimmung der Alliierten Hohen 
Kommission einen Tarifvertrag mit einer Reihe von Gewerk­
schaften abgeschlossen hat (veröffentlicht in MinBl d.Bund- 
MinpdaFino 1955, 38 ff), spricht unbeschadet der Rolle, 
die die Besatzungsstellen im übrigen als Arbeitgeber ein­
nehmen, für die Dichtigkeit dieser Auffassung»

Ein Rückgriffsrecht ist der Klägerin hiernach durch 
§ 4 Abs 2 des Gesetzes vom 7® Dezember 1943 versagt*

4® Ob sich der Anspruch der Klägerin auf Grund des 
Schreibens der Beklagten vom 24« Oktober 1950 aus § 731 
BGB rechtfertigt, hat das Berufungsgericht nicht unter­
sucht und von seinem Standpunkt aus auch nicht zu unter­
suchen brauchen« Doch kann dieser rechtliche Gesichts­
punkt nicht durchgreifen, da das die Haftung anerkennen­
de Schreiben den Haftungsgrund nach Vorgang und gesetzli­
cher Bestimmung genau bezeichnet und ein vom Schuldgrund 
losgelöstes, abstraktes Schuldanerkenntnis darum nicht 
vorliegto Als ein sog« deklaratorisches Anerkenntnis würde 
es hinfort nur Einwendungen haben ausschließen können, 
die.der Beklagten bei der Abgabe bekannt waren, Wie sich 
aus dem Prozeßverlauf ergibt, hat die Beklagte aber erst 
während des Rechtsstreits in Erfahrung gebracht, daß die 
Unfallgeschädigte Maria nicht, wie noch während
des erstinstanzlichen Verfahrens angenommen, bei der Fest­
stellungsbehörde der Stadt sondern bei der britischen
Besatzungsmacht beschäftigt gewesen ist.
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Die Klage ist hiernach unbegründet„ 

Die Kostenentscheidung beruht auf §

Meiß Dr0Gelhaar
Dr0Bode Erbel

91 ZPO» 

Hanebeck


